
Mittels einer gesetzlichen Anpassung im sogenannten Wirte-
paket und einer BMF-Info wurden die Regelungen zu steuer-
freien Essensbons wie folgt geändert: 

Gutscheine für Mahlzeiten bleiben bis zu einem Wert von 
€  8,00  (bis 30.6.2020 € 4,40) pro Arbeitstag steuerfrei, 
wenn die Gutscheine nur am Arbeitsplatz oder in einer Gast-
stätte zur dortigen Konsumation eingelöst werden können.  
Können die Gutscheine auch zur Bezahlung von Lebensmit-
teln verwendet werden, sind sie bis zu einem Betrag von € 2,00 
(bis 30.6.2020 € 1,10) pro Arbeitstag steuerfrei. Diese neuen 
Beträge für steuerfreie Gutscheine gelten für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 30. Juni 2020 enden. Übersteigt der 
Wert der abgegebenen Essensbons € 2,00 bzw. € 8,00 (bis 
30.6.2020 € 1,10 bzw. € 4,40) pro Arbeitstag, liegt hinsicht-
lich des übersteigenden Betrages ein steuerpflichtiger Sach-
bezug vor.

In der BMF-Info wurde nun auch auf die zunehmende Digita-
lisierung wie folgt Rücksicht genommen: 
Für einen Arbeitstag darf nur ein Gutschein ausgegeben 
werden. Die Gutscheine müssen nicht in Papierform beste-
hen, sondern können auch elektronisch gespeichert werden 
(Chipkarte, digitaler Essensbon, Prepaid-Karte, etc.). Es muss 
sichergestellt sein, dass ein Arbeitnehmer nicht Gutscheine 
für Mahlzeiten in einem Ausmaß erhält, das den gesetz-
lichen Freibetrag, gerechnet auf Basis einer 5-Tage-Woche 
von 220 Tagen pro Jahr, übersteigt (€ 8,00 bzw. € 2,00 x 
220; bis 30.6.2020 € 4,40 bzw. €  1,10 x 220). Im Falle von 
unterjährigen Ein- und Austritten ist der aliquote Anteil pro 
Monat heranzuziehen (1 Monat = 18,3 Tage (220 Arbeitstage:  
12 Monate)) und auf volle Tage aufzurunden. Der Arbeitneh-
mer kann die Gutscheine auch kumuliert ohne wertmäßiges 
Tageslimit an jedem Wochentag (auch an Wochenenden) ein-
lösen.  
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Was ändert sich bei steuerfreien Essensbons  
für Mitarbeiter?
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Steuerliche 
Erleichterungen 

beim "Wirtepaket"

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2.
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Welche steuerlichen Erleichterungen sieht das 
sogenannte „Wirtepaket“ vor?

Mit dem 19. COVID-19-Gesetz wurden 
vom Gesetzgeber Steuererleichterun-
gen für die Gastronomie beschlossen.
Für die Abgabe von offenen nichtalko-
holischen Getränken soll der ermäßigte 
Umsatzsteuersatz in der Höhe von 10 % 
zur Anwendung kommen. Da in der Gas-
tronomie nichtalkoholische Getränke – 
im Gegensatz zum Handel – typischer-
weise offen abgeben werden, soll dies 
als Abgrenzungsmerkmal dienen. Unter 
offenen Getränken sind auch Getränke 
zu verstehen, die typischerweise vom 
Gastronomen oder dem Kunden im Zuge 
des Erwerbs unmittelbar geöffnet wer-
den (z. B. Würstelstand, Kantine; nicht 
jedoch Supermärkte, Abhol- und Lie-
ferservice sowie Getränkeautomaten). 

Auch die in der landwirtschaftlichen 
Gastronomie (Almausschank, Buschen-
schank) eingehobene Zusatzsteuer auf 
offene nichtalkoholische Getränke wird 
entfallen. Dies gilt für Umsätze, die nach 
dem 30. Juni 2020 und vor dem 1. Jänner 
2021 ausgeführt werden.

Bei Gutscheinen für Mahlzeiten, die 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zur 
Verfügung stellen, wurden die steuer-
freien Beträge angehoben (siehe geson-
derter Artikel).

Ausgaben für die werbewirksame 
Bewirtung von Geschäftsfreunden, die 
bisher die Voraussetzungen für eine 
50%ige Abzugsfähigkeit erfüllt haben, 

sind ab dem 1. Juli 2020 bis zum Jahres-
ende zu 75 % statt 50 % absetzbar.

Mit 1. Juli 2020 wird für Schaumweine 
ein Nullsatz im Schaumweinsteuer-
gesetz vorgesehen. 

Auch die Pauschalierung für die Gast-
wirtschaft soll geändert werden. Die 
Betriebsausgaben werden im Zuge die-
ser Pauschalierung mittels drei Teilpau-
schalen durchgeführt: einer Grundpau-
schale, einer Energie- und Raumpau-
schale und der Mobilitätspauschale. 
Für bestimmte Gastronomiebetriebe 
soll nun die Pauschalierungsgrenze von 
€ 255.000,00 auf € 400.000,00 und die 
Grundpauschale erhöht werden. Für 
diese Betriebe soll unter anderem auch 
die Mobilitätspauschale in Abhängig-
keit von der Anzahl der Einwohner der 
Gemeinde, in welcher sich der Betrieb 
befindet, erhöht werden. Die Novellie-
rung der Verordnung war bei Druck-
legung noch in Begutachtung. Die Ver-
öffentlichung der endgültigen Verord-
nung bleibt abzuwarten.

Weiters wurde seitens der Bundes-
regierung angekündigt, die Umsatz-
steuer unter anderem für Speisen und 
Getränke in Gastronomiebetrieben im 
Zeitraum 1.7.2020 bis 31.12.2020 auf 
5 % zu senken. Auch hier waren die 
gesetzlichen Regelungen bei Druck-
legung noch abzuwarten. Aktuelle Infor-
mationen finden Sie auf unserer Kanzlei-
homepage. 
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Für Kraftfahrzeuge mit geringen CO2-
Emissionswerten ist laut Sachbezugs-
werteverordnung ein geringerer Sach-
bezug anzusetzen als für jene mit höhe-
ren Emissionswerten. Grundsätzlich gel-
ten wie berichtet für Erstzulassungen 
eines Pkws seit 1. April 2020 neue Werte 
in Verbindung mit dem neuen WLTP-
Messverfahren, sofern der neue WLTP-
Wert im Typen- bzw. Zulassungsschein 
ausgewiesen ist. 

Für Erstzulassungen bis zum 31. März 

2020 galten die Werte der alten Sach-
bezugswerteverordnung bezogen auf 
das NEFZ-Prüfverfahren.

Die Sachbezugswerteverordnung wurde 
nun aufgrund der COVID-19-Krise mit 
einer Übergangsregelung versehen.

Für Kraftfahrzeuge,

 • für die vor dem 1. April 2020 ein gül-
tiger Kaufvertrag bzw. Leasingvertrag 
abgeschlossen wurde,

 • die nachweislich aufgrund der COVID-
19-Krise nicht vor dem 1. April 2020 
erstmalig zugelassen werden konnten

 • und es deshalb zu einem höheren 
Sachbezugswert kommt, 

kann für Lohnzahlungszeiträume, die 
nach dem 31. März 2020 enden, für 
Erstzulassungen bis 30. Mai 2020 wei-
terhin der bis 31. März 2020 geltende 
(niedrigere) Sachbezugswert für die Pri-
vatnutzung des Firmen-Kfz angewendet 
werden.

Sachbezug von Firmenautos: 
Übergangsregelung bei Zulassung bis 30. Mai 2020

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Was ändert sich bei der Vorsteuerpauschalierung  
bei Pensionspferdehaltung?
Umsätze aus Pensionspferdehaltung 
unterliegen in der Regel dem Normal-
steuersatz von 20 %. Die Rechnungen 
sind also mit 20 % Umsatzsteuer aus-
zustellen. Aus den entsprechenden Auf-
wendungen, die der Pensionspferdehal-
tung dienen, kann im Gegenzug Vor-
steuer geltend gemacht werden. Diese 
Aufwendungen müssen aber betrieb-
lich veranlasst sein, es muss auch tat-
sächlich Vorsteuer enthalten sein und 
es muss eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorliegen.

In einer eigenen Verordnung ist für 
Unternehmer, die weder buchführungs-
pflichtig sind, noch freiwillig Bücher füh-
ren, eine Pauschalierungsmöglichkeit 
für die Vorsteuer bei Pensionspferdehal-
tung mit bestimmten Voraussetzungen 
geregelt. Bei Einkünften aus Land- und 
Forstwirtschaft ist zudem eine Umsatz-
grenze von € 400.000,00 zu beachten. 
Die Umsätze aus Pensionspferdehal-
tung sind auch nicht durch das allge-
meine Pauschale für Land- und Forst-
wirte abpauschaliert. 

Die Pauschalierung gilt bei Umsät-
zen aus dem Einstellen fremder Pferde 
(Pensionshaltung von Pferden), die 
von ihren Eigentümern zur Ausübung 
von Freizeitsport, selbständigen oder 
gewerblichen, nicht land- und forst-
wirtschaftlichen Zwecken genutzt wer-
den. Die Pensionshaltung von Pferden 
muss zumindest die Grundversorgung 
der Pferde (Unterbringung, Zurverfü-
gungstellung von Futter und Mistent-
sorgung oder -verbringung) abdecken 
und umfasst neben der Grundversor-
gung sämtliche im Rahmen der Pen-

sionshaltung von Pferden erbrachte  
Lieferungen und sonstige Leistungen  
(z. B. Pflege).

Der Durchschnittssatz für den Vor- 
steuerbetrag betrug bis 31. März 2020 
pro eingestelltem Pferd und Monat 
€  24,00. Diese Verordnung wurde nun 
aktuell geändert. Auf Voranmeldungs-
zeiträume, die nach dem 31. März 2020 
beginnen, ist nun ein Durchschnittssatz 
von € 27,00 anwendbar. Ist das Pferd 
nicht den ganzen Monat eingestellt, ist 
der Durchschnittssatz aliquot zu kür-
zen.

Neben dem Vorsteuerpauschale sind 
Vorsteuerbeträge aus der Lieferung von 
ertragsteuerlich als Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten zu qualifizierendem 
unbeweglichen Anlagevermögen (z. B. 
Stallgebäude), insoweit dieses der Pen-
sionshaltung von Pferden dient, geson-
dert abziehbar.

Kleinunternehmer mit einem Netto- 
jahresumsatz von bis zu € 35.000,00 
(Wert ab 2020) im Veranlagungszeit-
raum sind von der Umsatzsteuer befreit. 
In diesem Fall sind die Rechnungen 
ohne Umsatzsteuer auszustellen (sonst 
schuldet man die Steuer kraft Rech-
nung), der Unternehmer kann aber auch 
keine Vorsteuern geltend machen. Für 
diese Grenze sind allerdings sämtliche 
Umsätze des Unternehmers (bestimmte 
Umsätze bleiben aber außer Ansatz) zu 
beachten. 

Ab 1. Juli 2020 wird die Prüfung lohn-
abhängiger Abgaben wieder gemein-
sam von der Österreichischen Gesund-
heitskasse (ÖGK) und der Finanzver-
waltung durchgeführt. Die seit 1. Jän-
ner 2020 geltende Regelung, diese 
Agenden als „Prüfdienst für lohn-

abhängige Abgaben und Beiträge“ 
(PLAB) nur bei der Finanzverwaltung 
anzusiedeln, wurde vom Verfassungs-
gerichtshof als nicht verfassungskon-
form eingestuft.

Die Österreichische Gesundheitskasse 

sowie die Finanz prüfen ab 1. Juli 2020 
wieder Sozialversicherungsbeiträge 
sowie Lohn- und Kommunalsteuer 
und sind dabei auch im Auftrag von 
Gemeinden tätig. Ein partnerschaft-
lich besetzter Prüfbeirat übernimmt 
die Gesamtsteuerung.
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WER IST FÜR DIE PRÜFUNG LOHNABHÄNGIGER ABGABEN  
SEIT 1. JULI 2020 ZUSTÄNDIG?

JULI 20202

Welche steuerlichen Erleichterungen sieht das 
sogenannte „Wirtepaket“ vor?

Mit dem 19. COVID-19-Gesetz wurden 
vom Gesetzgeber Steuererleichterun-
gen für die Gastronomie beschlossen.
Für die Abgabe von offenen nichtalko-
holischen Getränken soll der ermäßigte 
Umsatzsteuersatz in der Höhe von 10 % 
zur Anwendung kommen. Da in der Gas-
tronomie nichtalkoholische Getränke – 
im Gegensatz zum Handel – typischer-
weise offen abgeben werden, soll dies 
als Abgrenzungsmerkmal dienen. Unter 
offenen Getränken sind auch Getränke 
zu verstehen, die typischerweise vom 
Gastronomen oder dem Kunden im Zuge 
des Erwerbs unmittelbar geöffnet wer-
den (z. B. Würstelstand, Kantine; nicht 
jedoch Supermärkte, Abhol- und Lie-
ferservice sowie Getränkeautomaten). 

Auch die in der landwirtschaftlichen 
Gastronomie (Almausschank, Buschen-
schank) eingehobene Zusatzsteuer auf 
offene nichtalkoholische Getränke wird 
entfallen. Dies gilt für Umsätze, die nach 
dem 30. Juni 2020 und vor dem 1. Jänner 
2021 ausgeführt werden.

Bei Gutscheinen für Mahlzeiten, die 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zur 
Verfügung stellen, wurden die steuer-
freien Beträge angehoben (siehe geson-
derter Artikel).

Ausgaben für die werbewirksame 
Bewirtung von Geschäftsfreunden, die 
bisher die Voraussetzungen für eine 
50%ige Abzugsfähigkeit erfüllt haben, 

sind ab dem 1. Juli 2020 bis zum Jahres-
ende zu 75 % statt 50 % absetzbar.

Mit 1. Juli 2020 wird für Schaumweine 
ein Nullsatz im Schaumweinsteuer-
gesetz vorgesehen. 

Auch die Pauschalierung für die Gast-
wirtschaft soll geändert werden. Die 
Betriebsausgaben werden im Zuge die-
ser Pauschalierung mittels drei Teilpau-
schalen durchgeführt: einer Grundpau-
schale, einer Energie- und Raumpau-
schale und der Mobilitätspauschale. 
Für bestimmte Gastronomiebetriebe 
soll nun die Pauschalierungsgrenze von 
€ 255.000,00 auf € 400.000,00 und die 
Grundpauschale erhöht werden. Für 
diese Betriebe soll unter anderem auch 
die Mobilitätspauschale in Abhängig-
keit von der Anzahl der Einwohner der 
Gemeinde, in welcher sich der Betrieb 
befindet, erhöht werden. Die Novellie-
rung der Verordnung war bei Druck-
legung noch in Begutachtung. Die Ver-
öffentlichung der endgültigen Verord-
nung bleibt abzuwarten.

Weiters wurde seitens der Bundes-
regierung angekündigt, die Umsatz-
steuer unter anderem für Speisen und 
Getränke in Gastronomiebetrieben im 
Zeitraum 1.7.2020 bis 31.12.2020 auf 
5 % zu senken. Auch hier waren die 
gesetzlichen Regelungen bei Druck-
legung noch abzuwarten. Aktuelle Infor-
mationen finden Sie auf unserer Kanzlei-
homepage. 

© Kzenon - Adobe Stock.com 

Für Kraftfahrzeuge mit geringen CO2-
Emissionswerten ist laut Sachbezugs-
werteverordnung ein geringerer Sach-
bezug anzusetzen als für jene mit höhe-
ren Emissionswerten. Grundsätzlich gel-
ten wie berichtet für Erstzulassungen 
eines Pkws seit 1. April 2020 neue Werte 
in Verbindung mit dem neuen WLTP-
Messverfahren, sofern der neue WLTP-
Wert im Typen- bzw. Zulassungsschein 
ausgewiesen ist. 

Für Erstzulassungen bis zum 31. März 

2020 galten die Werte der alten Sach-
bezugswerteverordnung bezogen auf 
das NEFZ-Prüfverfahren.

Die Sachbezugswerteverordnung wurde 
nun aufgrund der COVID-19-Krise mit 
einer Übergangsregelung versehen.

Für Kraftfahrzeuge,

 • für die vor dem 1. April 2020 ein gül-
tiger Kaufvertrag bzw. Leasingvertrag 
abgeschlossen wurde,

 • die nachweislich aufgrund der COVID-
19-Krise nicht vor dem 1. April 2020 
erstmalig zugelassen werden konnten

 • und es deshalb zu einem höheren 
Sachbezugswert kommt, 

kann für Lohnzahlungszeiträume, die 
nach dem 31. März 2020 enden, für 
Erstzulassungen bis 30. Mai 2020 wei-
terhin der bis 31. März 2020 geltende 
(niedrigere) Sachbezugswert für die Pri-
vatnutzung des Firmen-Kfz angewendet 
werden.

Sachbezug von Firmenautos: 
Übergangsregelung bei Zulassung bis 30. Mai 2020

www.schmollmueller-partner.at



Stand: 08.06.2020

JULI 20204

Einige Unternehmen müssen Mitarbeiter aktuell bedingt 
durch die Corona-Krise kündigen. Dies eröffnet nun 
anderen Betrieben die Chance, jetzt eventuell genau jene 
Mitarbeiter zu finden, die bisher nicht verfügbar waren.

Manchmal werden von Bewerbern bei der Arbeitsplatz-
suche größere Unternehmen gegenüber kleineren bevor-
zugt. Dies hat einerseits mit der Strahlkraft einer bekann-
ten Marke zu tun, andererseits verabsäumen es kleine 
Unternehmen oft, ihre besonderen Vorteile darzustellen.

Als kleineres Unternehmen können Sie beispielsweise fle-
xibler auf Arbeitszeitwünsche eingehen als große Unter-
nehmen, und können so Mitarbeiter in ihren jeweiligen 
Lebensphasen besser abholen, wie z. B. während des Stu-
diums oder bei Betreuungsverpflichtungen von Kindern/
Eltern.

Für viele Menschen ist es auch wichtig, zu erleben, dass 
sie mit Ihrer Arbeit etwas bewirken können. Diese Selbst-
wirksamkeit ist in einem kleinen Unternehmen sehr viel 
unmittelbarer erfahrbar als in größeren Unternehmen. 
Hierarchien sind flacher, die Arbeit oft abwechslungsrei-
cher. Auch die familiäre Atmosphäre in kleineren Unter-
nehmen wird von vielen geschätzt.

Machen Sie die Besonderheiten Ihres kleinen Unterneh-
mens im Stelleninserat und auch im Bewerbungsgespräch 
für den Bewerber klar sichtbar.

WIE KÖNNEN SICH KLEINE UNTER- 
NEHMEN BEI DER MITARBEITERSUCHE 
GEGENÜBER KONZERNEN BEHAUPTEN?

Wie soll die Einstellung  
von Lehrlingen gefördert 
werden?

Das Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort hat aufgrund der massiven Auswirkungen der Corona-
Krise ein Lehrlingspaket angekündigt. Unternehmer, die Lehr-
linge während der Corona-Krise eingestellt haben oder die bis 
31.10.2020 noch Lehrlinge einstellen, sollen einen Bonus von 
€ 2.000,00 erhalten. Im Folgenden finden Sie eine Übersicht 
über die wichtigsten Eckpunkte dieser Förderung:

Gefördert werden soll:

 • jedes neue, betriebliche Lehrverhältnis mit Abschluss des 
Lehrvertrags zwischen 16. März 2020 und 31. Oktober 2020

 • die Übernahme eines Lehrlings im ersten Lehrjahr aus der 
Überbetrieblichen Lehrausbildung (ÜBA) in ein Unterneh-
men bis inklusive 31. März 2021

Die Auszahlung soll in zwei Tranchen erfolgen:

 • Tranche 1: € 1.000,00 nach Eintragung des Lehrvertrags bei 
der Lehrlingsstelle

 • Tranche 2: € 1.000,00 nach Absolvierung der gesetzlichen 
Probezeit (drei Monate)

Wenn das Lehrverhältnis in der Probezeit gelöst wird, ist 
Tranche 1 zurückzuzahlen, um Missbrauch vorzubeugen.

Ab 1. Juli 2020 soll die Förderung zeitgleich mit der Anmel-
dung des neuen Lehrvertrags zur Verfügung stehen. Auch 
bereits übermittelte Lehrverträge (seit 16. März 2020) sol-
len den Bonus bekommen. Der Antrag ist bei den Förderrefe-
raten der Lehrlingsstellen/elektronisch über "Lehre online Ser-
vice" zu stellen.

Die Veröffentlichung der entsprechenden Richtlinie bleibt 
abzuwarten. 
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VERBRAUCHERPREISINDIZES

Fälligkeitsdatum 15. Juli 2020

USt, NoVA, WerbeAbg  für Mai 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Juni 

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Mai 2020 0,7 107,4 118,9

April 2020 1,5 108,1 119,7

März 2020 1,6 108,1 119,7

IMPRESSUM
Medieninhaber und Herausgeber: Schmollmüller und Partner Steuerberatungs Gesellschaft mbH, Geschäftsführer: Mag. Schmollmüller, Gesellschafter mit einer Beteiligung von über 25 %: 
Mag. Schmollmüller, Industriestrasse 6, A-4240 Freistadt, Tel. +43(0)7942/75055-150, Fax-DW 165, E-Mail: office@schmollmueller-partner.at, Internet: www.schmollmueller-partner.at, 
FB-Nr.: 261132v, FB-Gericht: LG Linz, UID-Nr.: ATU 61542049, Mitglied der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer; Layout und grafische Gestaltung: Atikon EDV und Mar-
keting GmbH, E-Mail: info@atikon.com, Internet: www.atikon.com; Grundlegende Richtung: Dieser Newsletter beinhaltet unpolitische News, die sich mit dem Steuer-, Sozial- und Wirt-
schaftsrecht beschäftigen. Haftungsausschluss: Die Texte sind urheberrechtlich geschützt und alle Angaben sind, trotz sorgfältiger Bearbeitung, ohne Gewähr. Für Detailinformationen 
kontaktieren Sie bitte unsere Berater. Hinweis nach § 25 (1) MedienG: Die Angaben nach § 25 (2 bis 4) MedienG sind unter der Web-Adresse www.schmollmueller-partner.at auffindbar.

NEWSSteuer


